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Abschiebung junger Geflüchteter  
wird zum Flächenbrand  –  
Demokratische Gegenwehr ist möglich

Die Abschiebung des ange-
henden Malers und Lackierers 
Serhat Ü. kurz vor Antritt seiner 
Berufsausbildung konnte man 
vor zwei Jahren noch für einen 
isolierten autoritären Willkürakt 
halten. Inzwischen entwickelt 
sich der Abschiebewahn jedoch 
zum Flächenbrand. Alle drei gro-
ßen Marburger beruflichen Schu-
len sind betroffen. Die Schulge-
meinden der Georg-Büchner-
Schule Stadtallendorf, der Hinter-
landschule in Biedenkopf, der 
Wollenbergschule in Wetter und 
jetzt auch der Mittelpunktschule 
Dautphetal müssen bedrohte 
Schüler:innen schützen. Auch die 
Altenpflegeschule der AWO in 
Marburg und die Schulen für 
Medizinische Technologen am 
Universitätsklinikum Gießen-Mar-
burg werden damit konfrontiert, 
dass jungen Geflüchteten mitten 
in der Ausbildung die Abschie-
bung angedroht wird. Nicht zu-
letzt kommen in Wohngruppen 
für minderjährige unbegleitete 
Geflüchtete die gefürchteten gel-
ben Briefe des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) an. Zwei grundlegende 
Muster sind erkennbar: 

 
•  Das BAMF gewährt den Eltern 

keinen Flüchtlingsschutz, for-
dert sie zur freiwilligen Ausrei-
se auf und droht im Weige-
rungsfall mit Abschiebung. 
Minderjährige Kinder werden 
als Kollateralschaden betrach-
tet, egal wie gut sie in Schule 
und Gesellschaft integriert sind 
und welche Zukunftsperspekti-
ven sie haben. 

 
•  Jugendliche werden mit dem 

achtzehnten Geburtstag voll-
jährig. Vor diesem Stichtag ist 
ihr Aufenthalt gestattet oder 
geduldet. Danach gelten sie als 
rechtlich eigenständige, abge-
lehnte Asylsuchende. Auch für 
sie gilt der Grundsatz der frei-
willigen Ausreise oder Abschie-
bung und zwar auch dann, 
wenn sie überhaupt keine per-
sönlichen Bezüge mehr zum 
Herkunftsland haben. 

Menschenwürdige  
Alternativen nutzen 

Die Absicht hinter dem Ab-
schiebewahn ist deutlich erkenn-
bar. Die Flucht nach Deutschland 
soll als perspektivlos dargestellt 
werden. Von Dobrindt über Po-
seck bis zu Hinterbänklern der 
AfD in Kreistagen lautet das ge-
meinsame Narrativ: Geflüchtete 
Jugendliche mit schwarzen Haa-
ren, dunkler Haut und merkwür-
digen Sprachen neigen zu Krimi-
nalität und stören das Stadtbild. 
Sobald ihr Asylantrag abgelehnt 
ist, müssen sie raus. Danach kön-
nen sie vielleicht mit einem Vi-
sum zum Zweck der Ausbildung 
wieder einreisen. Mit der Geset-
zeslage stimmt diese Erzählung 
nicht überein. Das Aufenthalts-
gesetz kennt durchaus Alternati-
ven für den Umgang mit Men-
schen, denen kein Flüchtlings-
schutz zuerkannt wird. Abschie-
bung kombiniert mit angeblich 
freiwilliger Ausreise ist nur die ei-
ne, die andere heißt Ausbildung 
und Beschäftigung für gut Inte-
grierte. Dafür gibt es gesetzlich 
definierte Instrumente von Dul-
dung und Aufenthaltserlaubnis. 
Ermessensentscheidungen sind 
für Behörden möglich. 

Diese absurde Logik der an-
geblich zwangsläufigen Abschie-
bung stößt auf Gegenwehr. Ein 
gutes Beispiel ist die Georg-Büch-
ner-Schule (GBS) in Stadtallen-
dorf. Viele Mitschüler:innen sind 
auf die Straße gegangen, um ihre 
Solidarität mit den Abgeschobe-
nen zu zeigen. Sie wollen ihre 
ehemaligen Banknachbar:innen 
zurück. Bei zwei Demonstratio-
nen ist es nicht geblieben. Als die 
Bigband der Bundeswehr ihr tra-
ditionelles Weihnachtskonzert 
veranstaltet hat, haben sie einen 
Stand aufgebaut und Solidaritäts-
Plätzchen verkauft, die sie vorher 
mit Unterstützung ihrer Eltern ge-
backen hatten. Tags darauf ha-
ben sie diese Aktion auf dem Ni-
kolausmarkt wiederholt. Damit 
haben sie es in die Oberhessische 
Presse, in die taz und zur besten 
Sendezeit ins Hessenfernsehen 
geschafft. 

Auch die Kollegien sind aktiv 
geworden. Lehrer:innen der GBS 
und der Marburger Käthe-Koll-
witz-Schule (KKS) haben Einga-
ben an das Staatliche Schulamt, 
das Kultusministerium und das 
Innenministerium verfasst und 
fordern Hilfe für die ihnen anver-
trauten Schüler:innen ein. Sie se-
hen in ihnen Menschen mit ganz 
unterschiedlichen Schicksalen 

und Begabungen und wollen sie 
fit für ein demokratisches Zusam-
menleben machen. Abschiebun-
gen aus der Ausbildung heraus 
lassen sich nicht mit demokrati-
schen Grundwerten in Einklang 
bringen. Und auch mit ökonomi-
schen Prinzipien passen sie nicht 
zusammen. Manpower und Geld 
sind in die Ausbildung investiert 
worden. Gerade dann, wenn sich 
diese Investitionen für die Gesell-
schaft auszahlen könnten, wer-
den die Jugendlichen und mit ih-
nen ihre Qualifikation außer Lan-
des geschafft. Kliniken, Pflege-
heime und mittelständische Aus-
bildungsbetriebe reagieren mit 
Unverständnis. Sie machen sich 
für den Verbleib ihrer aktuellen 
und künftigen Auszubildenden 
stark. 

 
Die demokratische Wende  
organisieren 

Diese Aktivitäten zeigen durch-
aus Wirkung. Wenn sich der hes-
sische Innenminister Poseck heu-
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te Interviews stellen muss, gerät 
er zunehmend unter Rechtferti-
gungszwang. Die ständige Wie-
derholung des Mantras von uner-
laubter Einreise ohne Visum und 
drohender Ausländerkriminalität 
zieht eben nicht mehr, wenn er 
die Abschiebung einer angehen-
den Fachkraft in der Kranken-
pflege, eines künftigen Medizini-
schen Technologen für Radiolo-
gie, eines Azubis im Maler- und 
Lackiererhandwerk oder auch ei-
nes deutschen Mannschaftsmeis-
ters im Amateurboxen rechtferti-
gen soll. Eine Wende im Main-
stream deutet sich an. Sie könnte 
Wahlen entscheiden und insbe-
sondere für grün und sozialde-
mokratisch geprägte Wähler:in-

nen Alternativen zu bestehenden 
Koalitionszwängen eröffnen. 

Auf Landesebene hat sich jetzt 
ein Bündnis „Bildung statt Ab-
schiebung“ gegründet. Die GEW 
gehört gemeinsam mit dem Pari-
tätischen Hessen, der Diakonie 
Hessen, dem Hessischen Flücht-
lingsrat, dem Landesausländer-
beirat (agah) und der Landes-
schüler:innenvertretung (LSV) zu 
den Gründungsmitgliedern. Ge-
meinsam fordern sie die unein-
geschränkte Umsetzung beste-
hender Bleiberechtsregelungen, 
eine professionelle, unabhängige 
Struktur von Einzelberatung für 
Migrant:innen und vor allem kei-
ne Abschiebung von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwach-
senen aus Kita, Schule oder Aus-
bildung. 

Seit Jahren gibt es im Land-
kreis Marburg-Biedenkopf das 
Netzwerk EFI (Ehrenamt-Flucht-
Integration). Es verbindet ehren-
amtliche Flüchtlingsinitiativen in 
Städten und Gemeinden des 
Landkreises, die für ein solidari-
sches Zusammenleben von Zuge-
wanderten und Alteingesessenen 
kämpfen und von Abschiebung 
bedrohte Menschen unterstüt-
zen. Zugang zur professionellen 
Asylberatung wird organisiert, 
Petitionen werden unterstützt, 
öffentliche Kundgebungen ge-
plant und nicht zuletzt Anwalts-
kosten übernommen. 

Auch die GEW sieht sich als 
Knoten im demokratischen Netz-
werk. Der GEW-Kreisvorstand 
unterstützt konsequent Aktivitä-
ten in Schulen, Hochschulen, Ki-
tas und Ausbildungsbetrieben. 

Unter der Emailadresse gegen-
abschiebung@gew-marburg.de 
kann schon jetzt Hilfe angefor-
dert werden. Ein gewerkschaftli-
ches Interventionsteam befindet 
sich im Aufbau. Erste Hilfe bietet 
der Flyer „Sofortmaßnahmen bei 
drohender Abschiebung“. Die 
Elemente einer demokratischen 
Wende vom Abschiebewahn zur 
humanen Migrationspolitik sind 
vorhanden. Wir müssen sie nut-
zen und zusammenführen. 

 
Den Flyer 

„Sofortmaß-
nahmen bei 
drohender 
Abschie-
bung“ fin-
det Ihr hier. 

 
Kurt Bunke, Januar 2026
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Fortsetzung von vorheriger Seite:
Wir brauchen euch! 
 
Liebe Kolleg:innen, 
wir brauchen euch für eine Vernetzung aller Schulen, so dass im 
Falle einer Abschiebung schnell ge-handelt werden kann! 
 
•  Meldet euch unter der GEW-Adresse gegen-abschiebung@gew-

marburg.de als Ansprechpart-ner:innen eurer Schule. 
•  Gebt die Info auch an Kolleg:innen weiter, die Interesse an der 

Initiative haben oder deren Schüler:innen betroffen sein könn-
ten. 

 
Wir brauchen eure Unterstützung im Alltag! 
 
•  Macht auf das Thema aufmerksam: durch Texte im Deutschun-

terricht, das Entwerfen von Plakaten und Social-Media-Auftrit-
ten, Aktionen in der Schule etc. 

•  …und veröffentlicht diese auf euren Schulplattformen. 
 
Wir brauchen euch  
gegen Abschiebung!
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